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Sehr geehrte Mandanten,

Steuerermäßigungen sind etwas Schönes. Dies scheint sich auch der

Bundesfinanzhof zu denken, denn in immer mehr Streitfällen geht der

Fiskus mit seiner Meinung baden und wird zur Gewährung der Steuer-

ermäßigung im haushaltsnahen Bereich verurteilt. Zwei Verfahren sind

dabei besonders zu genießen:

Einmal hat das Finanzgericht Nürnberg (Az: 7 K 1356/14) klargestellt,

dass Leistungen für den Anschluss eines Haushalts an das öffentli-

che Versorgungsnetz durch Wasseranschlüsse, Abwasser, Elektrizität,

aber auch durch eine Zulegung an das öffentliche Straßennetz als

für die Haushaltsführung notwendige Leistungen der Daseinsvorsorge

vollumfänglich als Handwerkerleistungen berücksichtigungsfähig sind.

Das Besondere daran ist das kleine Wörtchen "vollumfänglich". Die

Steuerermäßigung kann hier nämlich auch dann mitgenommen wer-

den, wenn die jeweilige Leistung im öffentlichen Raum (also nicht im

Haushalt bzw. auf dem eigenen Grundstück) vorgenommen wird. Der

finanzgerichtlich erlittene Schiffbruch des Fiskus wird umso größer, als

dass das Gericht zwar die Revision ausdrücklich zugelassen hatte, die

Entscheidung jedoch rechtskräftig geworden ist.

In einem anderen Sachverhalt ging es um die Inanspruchnahme von

haushaltsnahen Dienstleistungen für die Tierbetreuung. Hier hat sich

der Bundesfinanzhof (Az: VI R 13/15) gegen die ausdrückliche Verwal-

tungsmeinung laut BMF-Schreiben gestellt. So darf nämlich sehr wohl

die Versorgung und Betreuung eines in den Haushalt aufgenomme-

nen Haustieres als haushaltsnahe Dienstleistung zum Steuernsparen

genutzt werden – vorausgesetzt, die Betreuung findet im Haushalt

statt und nicht zum Beispiel in einer Tierpension.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.02.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.02. für den Eingang der 

Zahlung.

15.02.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.02. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Februar 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Februar 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 25.02.2016.

Fristen: Steuererklärungen für 2015

Die Obersten Finanzbehörden der Länder haben in gleich lautenden 

Erlassen die Fristen für die Steuererklärungen für das Kalenderjahr 

2015 bekannt gegeben. Die Erlasse ergehen im Einvernehmen mit dem 

Bundesfinanzministerium.

Danach sind bis zum 31.05.2016 abzugeben:

�� Die Einkommensteuererklärungen einschließlich der Erklärungen 

zur gesonderten sowie zur gesonderten und einheitlichen Feststel-

lung von Grundlagen für die Einkommensbesteuerung sowie zur 

gesonderten Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags. 

�� Die Erklärungen zur Körperschaftsteuer einschließlich der Erklä-

rungen zu gesonderten Feststellungen von Besteuerungsgrundla-

gen, die in Zusammenhang mit der Körperschaftsteuerveranlagung 

durchzuführen sind, sowie für die Zerlegung der Körperschaftsteuer. 

�� Erklärungen zur Gewerbesteuer einschließlich der Erklärungen zur 

gesonderten Feststellung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes 

und zur gesonderten Feststellung des Zuwendungsvortrags sowie 

für die Zerlegung des Steuermessbetrags. 

�� Die Umsatzsteuererklärung sowie Erklärungen zur gesonderten 

oder zur gesonderten und einheitlichen Feststellung nach § 18 des 

Außensteuergesetzes.

Bei Steuerpflichtigen, die den Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft 

nach einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ermit-

teln, endet die Frist nicht vor Ablauf des fünften Monats, der auf den 

Schluss des Wirtschaftsjahres 2015/2016 folgt.

Werden die vorbezeichneten Steuererklärungen durch einen Steuer-

berater angefertigt, so gilt allgemein eine Fristverlängerung bis zum 

31.12.2016. Bei Steuererklärungen für Steuerpflichtige, die den Gewinn 

aus Land- und Forstwirtschaft nach einem vom Kalenderjahr abwei-

chenden Wirtschaftsjahr ermitteln, tritt an die Stelle des 31.12.2016 

der 31.05.2017.

Nach den gleich lautenden Erlassen bleibt es den Finanzämtern vor-

behalten, Erklärungen mit angemessener Frist für einen Zeitpunkt vor 

Ablauf der allgemein verlängerten Frist anzufordern. Von dieser Mög-

lichkeit soll insbesondere Gebrauch gemacht werden, wenn für den 

vorangegangenen Veranlagungszeitraum die erforderlichen Erklärun-

gen verspätet oder nicht abgegeben wurden, für den vorangegangenen 

Veranlagungszeitraum kurz vor Abgabe der Erklärung beziehungsweise 

vor dem Ende der Karenzzeit nach § 233a Absatz 2 Satz 1 AO nachträg-

liche Vorauszahlungen festgesetzt wurden, sich aus der Veranlagung 

für den vorangegangenen Veranlagungszeitraum eine hohe Abschluss-

zahlung ergeben hat, hohe Abschlusszahlungen erwartet werden, für 

Beteiligte an Gesellschaften und Gemeinschaften Verluste festzustel-

len sind oder die Arbeitslage der Finanzämter es erfordert. 

Aufgrund begründeter Einzelanträge kann die Frist für die Abgabe der 

Steuererklärungen bis zum 28.02.2017 beziehungsweise bei Steuer-

pflichtigen, die den Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft nach einem 

vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ermitteln, bis zum 

31.07.2017 verlängert werden. Eine weitergehende Fristverlängerung 

kommt grundsätzlich nicht in Betracht.

Die Obersten Finanzbehörden betonen, dass die allgemeine Fristver-

längerung nicht für Anträge auf Steuervergütungen gilt. Sie gilt auch 
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nicht für die Abgabe von Umsatzsteuererklärungen, wenn die gewerb-

liche oder berufliche Tätigkeit mit Ablauf des 31.12.2015 endete. Hat 

die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit vor dem 31.12.2015 geendet, 

ist die Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr einen Monat nach 

Beendigung der gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit abzugeben.

Oberste Finanzbehörden der Länder, Gleich lautende Erlasse vom 

04.01.2016

Steuerbescheid: Einspruch jetzt online einlegbar

Wer gegen einen Steuerbescheid Einspruch einlegen will, kann sich 

den Gang zum Briefkasten beziehungsweise zum Finanzamt künftig 

sparen – vorausgesetzt, er ist im ElsterOnline-Portal registriert. Denn 

Einsprüche gegen Steuerbescheide könnten jetzt auch online eingelegt 

werden, meldet das Bayerische Landesamt für Steuern.

Nach dem Login unter „www.elsteronline.de“ stehe im Bereich „For-

mulare“ unter dem Punkt „Sonstige Formulare“ ein Formular zur 

elektronischen Einspruchseinlegung zur Verfügung. Die elektronische 

Einspruchseinlegung biete eine benutzerfreundliche und leicht zu be-

dienende Oberfläche. Im Zeitpunkt der erfolgreichen Datenübermitt-

lung an die Finanzverwaltung gelte der Einspruch als eingelegt.

Bayerisches Landesamt für Steuern, PM vom 03.12.2015

Anwaltskosten bei Überschreitung des RVG-Gebüh-
renrahmens keine außergewöhnlichen Belastungen

Anwaltskosten eines Zivilprozesses, die über den Gebührenrahmen des 

Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG) hinausgehen, dürfen nicht 

als außergewöhnliche Belastungen abgezogen werden. Dies stellt das 

FG Münster klar. Gegen die Nichtzulassung der Revision wurde Be-

schwerde eingelegt (Aktenzeichen beim BFH: VI B 54/15).

Die Kläger führten mit einem Architekten, den sie als Bauleiter für die 

Errichtung eines Neubaus eingesetzt hatten, einen Rechtsstreit, weil 

es dort zu einem Schimmelpilzbefall gekommen war. Vor dem Land-

gericht erstritten sie ein Grundurteil, mit dem der Bauleiter verpflich-

tet wurde, den Klägern den gesamten gegenwärtigen und zukünftigen 

Schaden zu ersetzen. Die Kläger machten für 2012 vorprozessuale 

Rechtsanwaltskosten als außergewöhnliche Belastungen geltend. Die-

se Kosten waren aufgrund einer individuellen Kostenvereinbarung mit 

einem Stundenhonorar von 200 Euro angefallen und wurden daher 

nicht in vollem Umfang von der Gegenseite erstattet. Das Finanzamt 

versagte den Abzug der Anwaltskosten, weil es die Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofes zum Abzug von Zivilprozesskosten als außer-

gewöhnliche Belastungen aufgrund einer Verwaltungsanweisung nicht 

anwenden dürfe.

Das FG wies die Klage im Ergebnis ab. Zivilprozesskosten seien zwar 

aus rechtlichen Gründen zwangsläufig entstanden und damit grund-

sätzlich als außergewöhnliche Belastungen abzugsfähig. Dies gelte 

jedoch nur, soweit die Aufwendungen notwendig sind und einen an-

gemessenen Betrag nicht überschreiten. Angemessen seien Rechts-

anwaltskosten nicht mehr, soweit sie den Gebührenrahmen des RVG 

übersteigen. Nur Kosten, die sich innerhalb dieses Rahmens bewegten, 

seien notwendig, um eine zwangsläufig gebotene Rechtsverfolgung 

im Rahmen eines Zivilprozesses sicherzustellen. Insoweit sei auf die 

für die Gewährung von Prozesskostenhilfe anzuwendenden Maßstäbe 

zurückzugreifen. Im Streitfall seien die höheren Kosten nur angefallen, 

weil sie auf der von den Klägern abgeschlossenen Honorarvereinba-

rung von 200 Euro pro Stunde beruhten.

FG Münster, Urteil vom 19.02.2015, 12 K 3703/13 G, nicht rkr

Vordruck fehlerhaft: Wiedereinsetzung von Amts 
wegen

Beamte, die ohne Besoldung beurlaubt sind, deren Versorgungsan-

wartschaft aber auf die zwischenzeitliche Beschäftigung bei einem 

privaten Arbeitgeber erstreckt wird, können Altersvorsorgezulage nur 

erhalten, wenn sie innerhalb von zwei Jahren nach dem Beitragsjahr 

gegenüber dem privaten Arbeitgeber schriftlich in die Übermittlung 

bestimmter Daten einwilligen.

Erteilt der Beamte in diesen Fällen die Einwilligung gegenüber seinem 

(unzuständigen) öffentlich-rechtlichen Dienstherrn, ist wegen der Ver-

säumung der Einwilligungsfrist von Amts wegen Wiedereinsetzung in 

den vorigen Stand zu gewähren, weil der amtliche Antragsvordruck je-

denfalls für die Jahre 2005 bis 2007 den fehlerhaften Hinweis enthielt, 

die Einwilligung sei auch in diesen Fällen gegenüber dem Dienstherrn 

zu erklären, so der BFH in einem Urteil. vom 9.6.2015 (Az. X R 14/14).
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Dividenden-Strippings: Bundesregierung soll  
steuerliche Zulässigkeit prüfen

Nach der steuerrechtlichen Zulässigkeit des Dividenden-Strippings er-

kundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen An-

frage (BT-Drs. 18/6863). Die Bundesregierung soll darlegen, ob diese 

Form des Aktienkaufs- und Verkaufs rund um den Dividendentermin 

eine zulässige Form der Steuergestaltung ist. Außerdem wird gefragt, 

welche Möglichkeiten es gibt, die Steuerausfälle aus dem Dividenden-

Stripping ganz oder teilweise zu vermeiden.

Zur Einleitung ihrer Anfrage führen die Bündnisgrünen aus, Cum-Ex-

Geschäfte seien ein Sonderfall des Dividendenstrippings. Die Geset-

zeslücke, die Cum-Ex-Geschäfte ermöglicht habe, sei erst im Jahr 2012 

vollständig geschlossen worden. Dividendenstripping finde jedoch 

bis heute in folgender Form statt: Ein Steuerinländer erwerbe Aktien 

eines deutschen Unternehmens von einem Steuerausländer vor dem 

Ausschüttungstermin der Dividende und verkaufe diese nach dem 

Ausschüttungstermin mit dem Dividendenabschlag wieder an den 

Steuerausländer. Dadurch werde die Dividende einschließlich des 

Steueranrechnungsguthabens von der Aktie abgestreift. Der Steue-

rinländer sei im Ergebnis der Transaktion zur Anrechnung der von der 

Aktiengesellschaft einbehaltenen und an den deutschen Fiskus abge-

führten Kapitalertragssteuer berechtigt. Der eigentlich nicht anrech-

nungsberechtigte Steuerausländer komme jedoch durch die Transakti-

on wirtschaftlich in den Genuss dieses Anrechnungsvorteils.

Deutscher Bundestag, PM vom 07.12.2015

Überlassung von Unterkünften an Flüchtlinge wirkt 
sich auf steuerliche Regelungen aus

Wenn steuerbefreite Vermietungsgenossenschaften sowie -vereine 

und steuerpflichtige Wohnungsgesellschaften Wohnraum an steuer-

begünstigte Vereine überlassen, um Flüchtlinge zu unterbringen, hat 

es Auswirkungen auf bestehende steuerliche Regelungen. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) stellt unter Verweis auf sein Sch-

reiben vom 20.11.2014 klar: In den Veranlagungszeiträumen 2014 bis 

2018 sei Vermietungsgenossenschaften die Steuerbefreiung des § 5 

Absatz 1 Nr. 10 Körperschaftsteuergesetz (KStG) aus Billigkeitsgründen 

auch zu gewähren, wenn juristische Personen des öffentlichen Rechts 

für Bürgerkriegsflüchtlinge und Asylbewerber Genossenschaftsantei-

le erwerben und halten und den Miet- oder Nutzungsvertrag mit der 

Genossenschaft abschließen. Vorstehende Billigkeitsregelung sei auch 

anzuwenden, wenn nicht juristische Personen des öffentlichen Rechts 

die Genossenschaftsanteile erwerben und für den genannten Zweck 

den Miet- oder Nutzungsvertrag abschließen, sondern steuerbegüns-

tigte Körperschaften im Sinne von §§ 51 ff. der Abgabenordnung (AO). 

Entsprechendes gelte für Vermietungsvereine.

Wohnungsunternehmen könnten § 34 Absatz 14 Satz 1 KStG unter an-

derem in Anspruch nehmen, wenn sie ihre Umsatzerlöse überwiegend 

durch Verwaltung und Nutzung eigenen, zu Wohnzwecken dienenden 

Grundbesitz erzielten. Erträge aus der Überlassung von Heimen oder 

Gemeinschaftsunterkünften zählten nicht zu den begünstigten Um-

satzerlösen. Aus Billigkeitsgründen bleibe ab dem Veranlagungszeit-

raum 2014 der Ertrag aus der Überlassung von Heimen oder Gemein-

schaftsunterkünften an juristische Personen des öffentlichen Rechts 

oder an steuerbegünstigte Körperschaften im Sinne von §§ 51 ff. AO 

zur Unterbringung von Bürgerkriegsflüchtlingen und Asylbewerbern 

bei der Ermittlung der Umsatzgrenze des § 34 Absatz 14 Satz 1 KStG 

unberücksichtigt.

Bundesfinanzministerium, PM vom 16.12.2015

Erbrecht: Keine Erbeinsetzung bei unklarer  
Testamentsbestimmung

Enthält ein gemeinschaftliches Ehegattentestament die Formulierung 

„Nach dem Tod des Letztversterbenden soll die gesetzliche Erbfolge 

eintreten“, so kann unklar bleiben, ob hiermit die gesetzlichen Erben 

verbindlich als Schlusserben eingesetzt werden sollen, sodass der 

überlebende Ehegatte eine abweichende testamentarische Bestim-

mung treffen darf. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm in 

einer Nachlasssache entschieden.

Die im August 2014 mit 93 Jahren verstorbene Erblasserin hatte 1987 

mit ihrem vorverstorbenen Ehemann ein gemeinschaftliches Ehegat-

tentestament errichtet. In diesem hatten sich die Ehegatten wechsel-

seitig zu Erben des Erstversterbenden eingesetzt und in Bezug auf den 

Tod des Letztversterbenden die Formulierung aufgenommen: „Nach 
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dem Tod des Letztversterbenden soll die gesetzliche Erbfolge eintre-

ten“. Aus ihrer Ehe gingen zwei Töchter hervor. Nach dem Tod ihres 

Mannes errichtete die Erblasserin 2013 ein weiteres Testament, in dem 

sie unter anderem eine Testamentsvollstreckung nach Maßgabe einer 

vom Amtsgericht – Nachlassgericht – Essen zu ernennenden Person 

anordnete.

Nach dem Tod der Erblasserin ernannte das Nachlassgericht einen 

Rechtsanwalt aus Essen zum Testamentsvollstrecker. Gegen die-

se Bestimmung wandte sich eine der Töchter mit der Begründung, 

die Testamentsvollstreckung beeinträchtige ihre Rechtsstellung als 

Schlusserbin, die in dem gemeinschaftlichen Testament mit bindender 

Wirkung verfügt worden sei und deshalb durch ein weiteres Testament 

des überlebenden Ehegatten nicht mehr wirksam habe eingeschränkt 

werden können.

Die Beschwerde ist erfolglos geblieben. Das OLG Hamm konnte 

dem gemeinschaftlichen Ehegattentestament bereits nicht entneh-

men, dass die Töchter zu Schlusserben eingesetzt werden sollten. In 

dem Testament fehle eine ausdrückliche Bestimmung der Töchter zu 

Schlusserben. Eine solche Bestimmung lasse sich auch nicht im Wege 

der Auslegung der oben genannten Formulierung entnehmen. Diese 

sei nach ihrem Wortsinn unklar, weil sie unterschiedlich verstanden 

werden könne. So könne eine Einsetzung der gesetzlichen Erben als 

Schlusserben gemeint sein, aber auch nur eine Anerkennung des ge-

setzlichen Erbrechts oder eine Abstandnahme von der Einsetzung ei-

nes testamentarischen Erben. In den zuletzt genannten Fällen enthalte 

das Ehegattentestament keine verbindliche Erbeinsetzung nach dem 

Tod des letztversterbenden Ehegatten, sodass der Überlebende eine 

anderweitige testamentarische Bestimmung treffen könne. Die beste-

hende Unklarheit lasse sich im vorliegenden Fall auch nicht durch wei-

tere, bei der Auslegung der Testamentsurkunde zu berücksichtigende 

Umstände beseitigen.

Oberlandesgericht Hamm, Beschluss vom 11.09.2015, 15 W 142/15, 

rechtskräftig

Rente auf Konto eines bereits Verstorbenen weiter-
gezahlt: Kreissparkasse muss Rentenversicherung 
über 7.000 Euro erstatten

Die Kreissparkasse Heilbronn muss an die Deutsche Rentenversiche-

rung Baden-Württemberg mehr als 7.000 Euro zurückzahlen, die die 

Versicherung als Rente auf das Konto eines bereits verstorbenen Rent-

ners überwiesen hatte, weil sie von dessen Tod nichts wusste. Dies hat 

das Sozialgericht (SG) Heilbronn entschieden. Die Erben des Rentners 

seien nicht vorrangig in Anspruch zu nehmen.

Der betreffende Rentner verstarb im September 2008. Weil sein Ren-

tenversicherungsträger von seinem Tod nichts erfuhr, wurde die Al-

tersrente noch auf das von den Erben bis zur Auflösung im April 2009 

fortgeführte Konto bei der Heilbronner Kreissparkasse überwiesen. 

Nachdem sich die Erben geweigert hatten, den überzahlten Betrag 

von mehr als 7.000 Euro zurückzuzahlen, forderte die Rentenversiche-

rung im Februar 2010 von der Kreissparkasse die Rücküberweisung der 

zu viel gezahlten Rente. Diese verwies darauf, zwar habe sie vom Tod 

des Rentners bereits zwei Tage später erfahren, jedoch bereits mit der 

Kontoauflösung das restliche Bankguthaben vollständig an die Erben 

ausbezahlt.

Die hiergegen von der Rentenversicherung erhobene Klage hatte Er-

folg. Nach dem Ableben des Rentners sei die Rente nur unter gesetz-

lichem Vorbehalt gezahlt worden, argumentiert das SG Heilbronn. 

Bereits ab Kenntnis vom Tod ihres Kunden hätte die Sparkasse daher 

nicht mehr die zu viel überwiesene Rente auszahlen dürfen. Darauf, 

dass die Rentenversicherung die Rücküberweisung von der Kreisspar-

kasse erst verlangt habe, nachdem diese die Rente an die Erben aus-

bezahlt habe, komme es nicht an. Der Anspruch der Rentenversiche-

rung gegen die Bank sei auch gegenüber einem oftmals nur mühsam 

durchsetzbaren Anspruch gegen die Erben vorrangig. Denn so werde 

sichergestellt, dass eine zu Unrecht über den Tod hinaus gezahlte Ren-

te schnell zurückerstattet und die Versichertengemeinschaft vor finan-

ziellen Verlusten geschützt werde.

Allerdings weist das Gericht darauf hin, dass es der Kreissparkasse un-

benommen bleibe, ihrerseits von den Erben die ausgezahlten 7.000 

Euro wieder einzuklagen.

Sozialgericht Heilbronn, Urteil vom 15.10.2015, S 14 R 3494/13
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Arbeitnehmer

Beruflich im Ausland: Bundesfinanzministerium  
informiert über steuerliche Behandlung von Reise-
kosten und Reisekostenvergütungen

Ein aktuelles Schreiben des Bundesfinanzministeriums (BMF) dreht 

sich um die steuerliche Behandlung von Reisekosten und Reisekosten-

vergütungen bei betrieblich und beruflich veranlassten Auslandsreisen 

ab 01.01.2016.

Zunächst gibt das BMF in einer Übersicht die Pauschbeträge für Ver-

pflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten für beruflich 

und betrieblich veranlasste Auslandsdienstreisen bekannt. Sodann 

stellt es klar, dass bei eintägigen Reisen ins Ausland der entsprechende 

Pauschbetrag des letzten Tätigkeitsortes im Ausland maßgebend ist. 

Bei mehrtägigen Reisen in verschiedenen Staaten gelte für die Ermitt-

lung der Verpflegungspauschalen am An- und Abreisetag sowie an den 

Zwischentagen (Tagen mit 24 Stunden Abwesenheit) Folgendes: Bei 

der Anreise vom Inland ins Ausland oder vom Ausland in das Inland je-

weils ohne Tätigwerden ist der entsprechende Pauschbetrag des Ortes 

maßgebend, der vor 24.00 Uhr Ortszeit erreicht wird. Bei der Abreise 

vom Ausland ins Inland oder vom Inland ins Ausland ist der entspre-

chende Pauschbetrag des letzten Tätigkeitsortes maßgebend. Für die 

Zwischentage ist in der Regel der entsprechende Pauschbetrag des Or-

tes maßgebend, den der Arbeitnehmer vor 24.00 Uhr Ortszeit erreicht. 

Schließe sich an den Tag der Rückreise von einer mehrtägigen Aus-

wärtstätigkeit zur Wohnung oder ersten Tätigkeitsstätte eine weitere 

ein- oder mehrtägige Auswärtstätigkeit an, sei für diesen Tag nur die 

höhere Verpflegungspauschale zu berücksichtigen. Zur Kürzung der 

Verpflegungspauschale gelte, dass sie bei der Gestellung von Mahl-

zeiten durch den Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung durch ei-

nen Dritten tagesbezogen vorzunehmen ist, das heißt von der für den 

jeweiligen Reisetag maßgebenden Verpflegungspauschale für eine 

24-stündige Abwesenheit, unabhängig davon, in welchem Land die 

jeweilige Mahlzeit zur Verfügung gestellt wurde.

Für die in der Bekanntmachung nicht erfassten Länder ist laut BMF der 

für Luxemburg geltende Pauschbetrag maßgebend, für nicht erfasste 

Übersee- und Außengebiete eines Landes ist der für das Mutterland 

geltende Pauschbetrag maßgebend. Die Pauschbeträge für Übernach-

tungskosten seien ausschließlich in den Fällen der Arbeitgebererstat-

tung anwendbar. Für den Werbungskostenabzug seien nur die tatsäch-

lichen Übernachtungskosten maßgebend. Dies gelte entsprechend für 

den Betriebsausgabenabzug. 

Wie das Bundesfinanzministerium mitteilt, gilt das Schreiben entspre-

chend für doppelte Haushaltsführungen im Ausland.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 09.12.2015, IV C 5 - S 

2353/08/10006 :006

Betriebliches Langzeitkonto kann für vieles praktisch 
sein

Gehalt nicht auszahlen lassen, sondern bunkern, also in die Zukunft 

verschieben. Das funktioniert mit einem betrieblichen Langzeitkonto. 

So können Sie unter Umständen später eine längere Auszeit vom Job 

oder auch (ganz ähnlich wie bei der Altersteilzeit) einen vorzeitigen 

Ruhestand finanzieren.

Das sozialversicherte Beschäftigungsverhältnis läuft in diesen Fällen 

in einer Freistellungszeit, die durch auf dem Langzeitkonto angesparte 

Gehaltsbestandteile finanziert wird, weiter.

Diese eigentlichen Hauptfunktionen des Langzeitkontos sind nicht 

ganz unbekannt. Weniger bekannt sind dagegen die „segensreichen“ 

Nebenwirkungen eines Langzeitkontos. Einige Beispiele:

Per Langzeitkonto zurück in die GKV: Liegt das Einkommen knapp über 

der in der Krankenversicherung geltenden Versicherungspflichtgrenze, 

so gibt es für Privatversicherte, die in die GKV zurückkehren möchten, 

„Gestaltungsmöglichkeiten“, durch die ihr versicherungspflichtiges 

Einkommen gesenkt werden kann – ggf. unter die sogenannte Jahres-

arbeitsentgeltgrenze. Die Folge: Dann besteht wieder Versicherungs-

pflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung. Diese Grenze liegt 

derzeit bei einem Monatseinkommen von 4.575,00 Euro (bzw. bei 

4.125,00 Euro bei denjenigen, die bereits 2002 privat krankenversi-

chert waren).

Per Langzeitkonto Kürzung der Hinterbliebenenrente vermeiden: Oft 

sind Witwen oder Witwer noch erwerbstätig. Wenn sie zu hohe Ar-

beitseinkünfte haben, mindert das ihre Hinterbliebenenrente. Ein-

kommensbestandteile, die auf einem betrieblichen Langzeitkonto 
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eingebracht werden, werden dagegen erst in dem Moment auf die Hin-

terbliebenenrente angerechnet, in dem sie „entnommen“ werden, also 

in der Freistellungsphase. Doch auch in der Freistellungsphase werden 

die Einkünfte erst dann angerechnet, wenn sie bestimmte Freibeträ-

ge übersteigen. Bruttoeinkünfte aus Erwerbstätigkeit bis 1.285,00 

€ sind derzeit anrechnungsfrei (neue Bundesländer: 1.190,00 Euro). 

Ganz ähnlich funktioniert die Sache bei der staatlichen Ausbildungs-

förderung (BaFöG). Als anrechenbares Einkommen der Eltern (das die 

Förderung des Kindes verringert) gilt hier die Summe der positiven Ein-

künfte im Sinne des Einkommensteuergesetzes. Einkommensbestand-

teile, die auf einem Langzeitkonto „geparkt“ sind, gehören nicht hierzu.

Per Langzeitkonto mehr Elterngeld sichern: Dies betrifft Einkünfte in 

der Zeit des Elterngeld-Bezugs. Generell mindern diese das Elterngeld, 

allerdings nicht der Teil der Einkünfte, der in ein Langzeitkonto fließt. 

Dies gilt allerdings nicht, wenn diese Vorgehensweise erkennbar in 

Hinblick auf das Elterngeld gewählt wurde. Wer allerdings – z.B. – mit 

seinem Arbeitgeber eine klare Vereinbarung getroffen hat, dass mit 

dem Guthaben eine Arbeitszeitverkürzung zur Zeit der Einschulung 

des Kindes finanziert werden soll, kann einen möglichen Verdacht der 

Elterngeldstelle leicht widerlegen.

Arbeitsverhältnis: Verhalten des Ehepartners  
rechtfertigt keine Kündigung

Eine Auseinandersetzung zwischen dem Ehemann einer Arbeitneh-

merin und deren Arbeitgeber berechtigt letzteren nicht dazu, das Ar-

beitsverhältnis mit der Arbeitnehmerin zu kündigen. Dies zeigt ein vom 

Arbeitsgericht (ArbG) Aachen entschiedener Fall.

Die Arbeitnehmerin war beim beklagten Arbeitgeber, einem Orthopä-

den, seit dem 01.04.2014 als Arzthelferin beschäftigt. Am 28.02.2015 

übergab der Arbeitgeber ihr noch eine Gutscheinkarte, mit der er ihr 

nachträglich herzlich zu ihrem Geburtstag gratulierte und für ihren 

Einsatz dankte.

Der Ehemann der Arbeitnehmerin hatte mit deren Arbeitgeber einen 

Werkvertrag für Umbauarbeiten in dessen Praxis und in dessen Pri-

vathaus geschlossen. Hinsichtlich der Umbaumaßnahmen und de-

ren Abrechnung kam es am 17.03.2015 zu einer Auseinandersetzung 

zwischen dem Arbeitgeber und dem Ehemann. Was im Einzelnen ge-

schah, ist zwischen den Prozessparteien strittig. Der Arbeitgeber soll 

gegenüber Dritten erklärt haben, dass der Ehemann ihn fast bis zur 

Bewusstlosigkeit gewürgt, geschlagen und getreten habe. Am Ende 

der Auseinandersetzung versuchte der Arbeitgeber erfolglos, dem 

Ehemann eine Kündigung für die Arbeitnehmerin zu übergeben. Des-

halb warf der Arbeitgeber die Kündigung in den Hausbriefkasten der 

Arbeitnehmerin ein. Im Rahmen des Prozesses räumte der Arbeitgeber 

ein, dass die Auseinandersetzung mit dem Ehemann für die ausgespro-

chene Kündigung insoweit eine Rolle gespielt habe, als dass er wegen 

des völligen Zerwürfnisses mit dem Ehemann mit der Arbeitnehmerin 

nicht mehr weiter arbeiten wollte.

Das ArbG Aachen hält die Kündigung für unwirksam. Ein mögliches 

Fehlverhalten des Ehemanns der Arbeitnehmerin rechtfertige die 

Kündigung nicht. Die Rechtssphären der Eheleute seien voneinander 

getrennt zu betrachten. Eine Zurechnung finde nicht statt.

Arbeitsgericht Aachen, Entscheidung vom 30.09.2015, 2 Ca 1170/15

Nebentätigkeitsvergütung einer Beamtin teilweise 
abzuliefern

Das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz hat die Klage einer Beamtin ge-

gen die Aufforderung, ihre Nebentätigkeitsvergütung teilweise an den 

Dienstherrn abzuliefern, abgewiesen. Gegen die Entscheidung können 

die Beteiligten die Zulassung der Berufung durch das Oberverwal-

tungsgericht Rheinland-Pfalz beantragen.

Die Klägerin steht im Dienst des beklagten Landes. Seit mehreren 

Jahren übt sie eine genehmigte Nebentätigkeit als Dozentin an ei-

ner Hochschule des Landes im Fachbereich Sozialwissenschaften aus. 

Nachdem sie mitgeteilt hatte, sie habe 2012 aus ihrer Nebentätigkeit 

eine Vergütung in Höhe von 6.122,16 Euro erhalten, forderte der Be-

klagte sie auf, davon einen Betrag in Höhe von 1.729,16 Euro an die 

Landeskasse abzuführen. Nach Abzug der anerkannten Aufwendungen 

übersteige die Nebentätigkeitsvergütung in dieser Höhe die jährliche 

Vergütungshöchstgrenze von 4.300 Euro. Eine Ausnahme sei nicht 

möglich, weil ihre Tätigkeit an der Hochschule nicht ausschließlich der 

Ausbildung des Nachwuchses des Dienstherrn diene.
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Dagegen hat die Klägerin nach erfolglosem Widerspruch Klage erho-

ben. Sie meint, eine Ausnahme von der Ablieferungspflicht liege vor, 

weil allein sechs Studierende ihrer Lehrveranstaltung in den vergan-

genen Jahren bei einem Landgericht im Bereich der Bewährungshilfe 

eingestellt worden seien. Eine Aus- und Fortbildung von Nachwuchs 

des Dienstherrn liege damit vor.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das beklagte Land, so das VG Koblenz, 

habe den genannten Betrag zu Recht zurückgefordert. Insbesondere 

könne die Klägerin sich nicht auf eine Ausnahme von der Ablieferungs-

pflicht berufen. Denn ihre Tätigkeit als Dozentin an der Hochschule 

stelle keine Ausbildung des Nachwuchses des Dienstherrn im Sinne 

der einschlägigen gesetzlichen Ausnahmeregelung dar. Diese sei we-

gen ihres Charakters als Ausnahmebestimmung grundsätzlich eng 

auszulegen. Auch habe der Verordnungsgeber bereits im Rahmen einer 

Gesetzesänderung im Jahr 1986 die bis dahin geltende generelle Privi-

legierung der akademischen Lehrtätigkeit aufgegeben. Eine Ausnahme 

von der Ablieferungspflicht komme daher nur noch in Betracht, wenn 

die Lehrtätigkeit ausschließlich der Ausbildung des Nachwuchses des 

Dienstherrn diene. Dies sei hier jedoch nicht der Fall.

Verwaltungsgericht Koblenz, Urteil vom 13.11.2015, 5 K 717/15.KO

Sozialplanabfindung darf von drohender Arbeits-
losigkeit abhängig gemacht werden

Ein Sozialplan kann die Zahlung einer Abfindung auf Arbeitnehmer 

beschränken, die wegen der Beendigung ihrer Arbeitsverhältnisse von 

Arbeitslosigkeit bedroht sind. Hingegen darf eine Betriebsvereinba-

rung, nach der Arbeitnehmer eine Sonderprämie erhalten, wenn sie 

auf die Erhebung einer Kündigungsschutzklage verzichten, nicht solche 

Arbeitnehmer ausschließen, die im Anschluss an ihre Entlassung an-

derweitig beschäftigt werden und von der Durchführung eines Kündi-

gungsschutzverfahrens absehen. Dies stellt das Bundesarbeitsgericht 

(BAG) klar.

Die Rechtsvorgängerin der Beklagten übernahm im Jahr 2008 ein Un-

ternehmen aus dem Konzern der Deutschen Telekom AG. In diesem 

wurden im Rahmen von Arbeitsverhältnissen auch Beamte beschäf-

tigt, die vor der Postreform bei der Deutschen Bundespost eingesetzt 

waren. Für die Zeit ihrer Beschäftigung in der Privatwirtschaft war ih-

nen Sonderurlaub erteilt worden. Endet diese, sind sie amtsangemes-

sen einzusetzen und zu besolden.

Die Rechtsvorgängerin der Beklagten legte ihren Betrieb im Verlauf 

des Jahres 2013 still und kündigte den bei ihr beschäftigten Arbeit-

nehmern. In einem Sozialplan war unter anderem die Zahlung von 

Abfindungen vorgesehen. Nach einer weiteren Vereinbarung erhielten 

Arbeitnehmer eine Sonderprämie, wenn sie gegen die Kündigung ih-

res Arbeitsverhältnisses keine Klage erheben. Die beurlaubten Beam-

ten waren von beiden Leistungen ausgeschlossen. Das haben sie für 

gleichheitswidrig gehalten, weil auch solchen Arbeitnehmern eine Ab-

findung zustand, deren Arbeitsverhältnisse zur Deutschen Telekom AG 

oder einer ihrer Konzerngesellschaften bei Abschluss des Sozialplans 

nicht formgerecht beendet waren. Die unterschiedliche Behandlung 

bei der Sonderprämie sei ebenfalls nicht gerechtfertigt, weil diese al-

lein an die Nichterhebung einer Kündigungsschutzklage anknüpfe.

Die Klagen der beurlaubten Beamten hatten vor dem BAG teilweise Er-

folg. Der Sozialplan habe die Zahlung von Abfindungen auf solche Ar-

beitnehmer beschränken dürfen, die aufgrund der Betriebsschließung 

von Arbeitslosigkeit bedroht waren, so das Gericht. § 112 Absatz 5 Nr. 

2 Betriebsverfassungsgesetz erlaube den Ausschluss von Sozialplan-

leistungen, wenn die entlassenen Arbeitnehmer bei einem anderen Ar-

beitgeber weiterbeschäftigt werden können. Die beurlaubten Beamten 

seien nach der Beendigung ihrer Arbeitsverhältnisse im Konzern der 

Deutschen Telekom AG amtsangemessen einzusetzen. Hingegen dro-

he Arbeitnehmern Arbeitslosigkeit, deren Arbeitsverhältnisse mit der 

Deutschen Telekom AG oder einer ihrer Konzerngesellschaften nicht 

formwirksam beendet sind. Deren vormalige Arbeitgeber hätten sich 

nicht zu einer Weiterbeschäftigung bereit erklärt.

Demgegenüber hätten die beurlaubten Beamten nicht von der Zah-

lung der Klageverzichtsprämie ausgenommen werden dürfen, betont 

das BAG. Diese Sonderzahlung habe der Planungssicherheit der kün-

digenden Arbeitgeberin gedient. Hierfür komme es auf das Bestehen 

einer Anschlussbeschäftigung nicht an.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 08.12.2015, 1 AZR 595/14
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Nachtarbeitszuschlag: Bei dauerhafter Nachtarbeit 
höher

Bestehen keine tarifvertraglichen Ausgleichsregelungen, haben Nacht-

arbeitnehmer nach § 6 Absatz 5 Arbeitszeitgesetz (ArbZG) einen ge-

setzlichen Anspruch auf einen angemessenen Nachtarbeitszuschlag 

oder auf eine angemessene Anzahl bezahlter freier Tage. Regelmäßig 

ist dabei ein Zuschlag von 25 Prozent auf den Bruttostundenlohn be-

ziehungsweise die entsprechende Anzahl freier Tage für die zwischen 

23.00 Uhr und 6.00 Uhr geleisteten Nachtarbeitsstunden angemes-

sen. Bei Dauernachtarbeit erhöht sich dieser Anspruch regelmäßig auf 

30 Prozent. Dies hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) entschieden.

Der Kläger ist bei der Beklagten als Lkw-Fahrer im Paketlinientrans-

portdienst tätig. Die Arbeitszeit beginnt in der Regel um 20.00 Uhr und 

endet unter Einschluss von Pausenzeiten um 6.00 Uhr. Die Beklagte 

ist nicht tarifgebunden. Sie zahlte an den Kläger für die Zeit zwischen 

21.00 Uhr und 6.00 Uhr einen Nachtzuschlag auf seinen Stundenlohn 

in Höhe von zunächst etwa elf Prozent. Später hob sie diesen Zuschlag 

schrittweise auf zuletzt 20 Prozent an. Mit seiner Klage begehrt der 

Kläger die Feststellung, dass die Beklagte verpflichtet ist, ihm einen 

Nachtarbeitszuschlag in Höhe von 30 Prozent vom Stundenlohn zu 

zahlen oder einen Freizeitausgleich von zwei Arbeitstagen für 90 ge-

leistete Nachtarbeitsstunden zu gewähren.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgeben, das Landesarbeitsgericht 

hingegen nur einen Anspruch in Höhe von 25 Prozent festgestellt. Die 

Revision des Klägers hatte vor dem BAG Erfolg. Bestünden – wie im 

Arbeitsverhältnis der Parteien – keine tarifvertraglichen Ausgleichsre-

gelungen, hätten Nachtarbeitnehmer nach § 6 Absatz 5 ArbZG einen 

gesetzlichen Anspruch auf einen angemessenen Nachtarbeitszuschlag 

oder auf eine angemessene Anzahl bezahlter freier Tage für die zwi-

schen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr geleisteten Arbeitsstunden, so das BAG. 

Regelmäßig sei dabei ein Zuschlag in Höhe von 25 Prozent auf den 

Bruttostundenlohn beziehungsweise die entsprechende Anzahl be-

zahlter freier Tage angemessen. Eine Reduzierung der Höhe des Nacht-

arbeitsausgleichs komme in Betracht, wenn während der Nachtzeit 

beispielsweise durch Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst eine 

spürbar geringere Arbeitsbelastung besteht. Besondere Belastungen 

könnten zu einem höheren Ausgleichsanspruch führen.

Eine erhöhte Belastung liege nach gesicherten arbeitswissenschaftli-

chen Erkenntnissen bei Dauernachtarbeit vor. In einem solchen Fall er-

höhe sich der Anspruch regelmäßig auf einen Nachtarbeitszuschlag in 

Höhe von 30 Prozent beziehungsweise eine entsprechende Anzahl frei-

er Tage. Da der Kläger Dauernachtarbeit erbringt, stehe ihm ein Aus-

gleichsanspruch in Höhe von 30 Prozent zu. Entgegen der Auffassung 

der Beklagten sei ein für die Zeit zwischen 21.00 Uhr und 23.00 Uhr 

gezahlter Zuschlag nicht anrechenbar. Ebenso wenig sei die Höhe des 

Stundenlohns des Klägers relevant. Erkennbare Anhaltspunkte dafür, 

dass in diesem bereits ein anteiliger Nachtarbeitszuschlag enthalten 

sei, bestehen laut BAG nicht.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 09.12.2015, 10 AZR 423/14


